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Betriebssatzung
für den konstituierten Regiebetrieb
„Anwesen Schloss Kempfenhausen“

vom 6. Dezember 2018

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
und Art. 88 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 15.05.2018 (GVBl. S. 260), folgende Betriebssat-
zung:

§ 1 Gegenstand, Stammkapital, Finanzierung

(1) �Das Anwesen Schloss Kempfenhausen wird in Form eines 
konstituierten Regiebetriebs als Sondervermögen „Anwesen 
Schloss Kempfenhausen“ gemäß Art. 88 Abs. 6 GO geführt. 
Der konstituierte Regiebetrieb ist ein wirtschaftlich selb-
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ständiger, rechtlich und organisatorisch unselbständiger 
Teil der Kommunalverwaltung der Landeshauptstadt Mün-
chen.

(2) �Das Schloss Kempfenhausen besteht aus 

1. dem Schloss; Milchberg 11, 82335 Berg,

2. �einem Nebengebäude; Milchberg 9 (Wohnung), 82335 
Berg,

3. der St. Anna Kapelle; Milchberg 13, 82335 Berg,

4. einem Werkstattgebäude; Milchberg 15, 82335 Berg und

5. �den Grundstücken des Anwesens (einschließlich des  
derzeit in Erbpacht an die Behandlungszentrum Kemp-
fenhausen für Multiple Sklerose Kranke gemeinnützige 
GmbH verpachteten Teils) mit insgesamt 8,7815 ha.

(3) �Das festgesetzte Kapital (Stammkapital) des Regiebetriebs 
beträgt 2.472.472,21 Euro.

(4) �Der konstituierte Regiebetrieb finanziert seine Betriebsauf-
wendungen aus ihm zugewiesenen Erträgen aus Vermie-
tung und Verpachtung.

§ 2 Betriebszweck 

(1)	 �Aufgabe des konstituierten Regiebetriebs ist die Verwal-
tung, der Erhalt und die Bewirtschaftung des Anwesens 
und der dazugehörigen Gebäude (§ 1 Abs. 2). 
Im Rahmen der Bewirtschaftung vereinnahmt er die Erbpacht-
zinsen aus dem Erbpachtvertrag und steht den Referaten 
der Landeshauptstadt München und Externen als Veranstal
tungseinrichtung, insbesondere als Seminar- und Tagungs-
zentrum, vorrangig im Gesundheits- und Umweltbereich,  
offen. Darüber hinaus kann es als Veranstaltungshaus für 
kulturell-gesellschaftliche Zwecke genutzt werden. Das dritte 
Obergeschoss kann auch dauerhaft vermietet werden.

(2) �Der konstituierte Regiebetrieb ist selbstlos tätig und ver-
folgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) �Mittel des konstituierten Regiebetriebs dürfen nur für sat-
zungsgemäße Zwecke verwendet werden.

(4) �Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken 
des konstituierten Regiebetriebs fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 3 Organe

(1) �Der konstituierte Regiebetrieb besitzt keine selbstständi-
gen Organe. Zuständig für die Angelegenheiten des konsti-
tuierten Regiebetriebs sind, entsprechend den Regelungen 
der Landeshauptstadt München, das Referat für Gesund-
heit und Umwelt, der Gesundheitsausschuss, die Vollver-
sammlung des Stadtrats und die Oberbürgermeisterin / der 
Oberbürgermeister.

(2) �Die Befugnisse der zuständigen Korreferentin / des zustän-
digen Korreferenten bzw. der Verwaltungsbeirätin / des 
Verwaltungsbeirats nach den §§ 15 und 16 der Geschäfts-
ordnung des Stadtrats der Landeshauptstadt München 
gelten fort.

§ 4 Gesundheitsausschuss

Der Gesundheitsausschuss wird als vorberatender Ausschuss 
in den Angelegenheiten des konstituierten Regiebetriebs tätig, 
die der Beschlussfassung der Vollversammlung des Stadtrats 

unterliegen. Eine Ausnahme bildet der Jahresabschluss des 
Regiebetriebs. Der Jahresabschluss wird dem Gesundheits-
ausschuss als Bekanntgabe vorgelegt, die Empfehlung an die 
Vollversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses er-
folgt durch den Rechnungsprüfungsausschuss nach Durch-
führung der örtlichen Rechnungsprüfung gemäß § 10 Abs. 1 
der Geschäftsordnung des Stadtrates (GeschO) der Landes-
hauptstadt München.

§ 5 Vollversammlung des Stadtrats

Die Vollversammlung des Stadtrats ist insbesondere zustän-
dig für folgende Angelegenheiten des konstituierten Regie
betriebs:

1. Erlass, Änderung und Aufhebung der Satzung,

2. �Übernahme neuer Aufgaben, für die eine unmittelbare  
gesetzliche Verpflichtung nicht besteht,

3. �Umwandlung der Rechtsform oder Auflösung des Regie-
betriebs,

4. �Festsetzung des Stammkapitals, Erhöhung oder Rückzah-
lung von Eigenkapital,

5. �Feststellung des Wirtschaftsplans (Erfolgs- und Vermö-
gensplan, Finanzplanung) und seiner gemäß § 13 Abs. 2  
Eigenbetriebsverordnung (EBV) vorgeschriebenen Ände-
rungen,

6. �Angelegenheiten, die der Genehmigung oder Zustimmung 
der Rechtsaufsichtsbehörde bedürfen,

7. �Feststellung des geprüften Jahresabschlusses, Verwen-
dung des Jahresgewinns oder Abdeckung des Verlusts; 
Entlastung des Betriebs,

8. Abschluss von Zweckvereinbarungen.

§ 6 Oberbürgermeisterin / Oberbürgermeister

Der Oberbürgermeisterin / dem Oberbürgermeister obliegen 
die ihr / ihm durch Gesetz vorbehaltenen Aufgaben. Sie / Er 
erlässt anstelle der Vollversammlung des Stadtrats und des 
Gesundheitsausschusses für den konstituierten Regiebetrieb 
dringliche Anordnungen und besorgt für diesen unaufschieb-
bare Geschäfte. Die Vollversammlung des Stadtrats und der 
Gesundheitsausschuss sind in der nächsten Sitzung hiervon 
in Kenntnis zu setzen.

§ 7 Referentin / Referent für Gesundheit und Umwelt 

Die Referentin / der Referent für Gesundheit und Umwelt ist 
nach dem Geschäftsverteilungsplan der Landeshauptstadt 
München die / der für den konstituierten Regiebetrieb zustän-
dige berufsmäßige Stadträtin / Stadtrat. Sie / Er bringt die 
vorbereiteten Vorlagen in den Stadtrat ein, trägt dort vor und 
stellt die Anträge.

§ 8 Zusammenarbeit mit städtischen Referaten und 
Dienststellen

(1) �Der konstituierte Regiebetrieb unterrichtet die jeweils be-
troffenen städtischen Referate und Dienststellen rechtzeitig 
über wichtige Planungen und Vorhaben. Die Zuständigkei-
ten der städtischen Referate und Dienststellen bleiben un-
berührt.

(2) �Zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens bestehende oder künf-
tig hinzutretende stadtweit geltende Regelungen, Richtlinien 
und Dienstvereinbarungen gelten in ihrer jeweils aktuellen 
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Fassung auch für den konstituierten Regiebetrieb, soweit 
nicht ausdrücklich Ausnahmen beschlossen sind.

(3) �Der mit Beschluss des Stadtrats vom 18.03.1998 stadtweit 
festgelegte Anschluss- und Benutzungszwang gilt bis zu 
dessen Auslaufen auch für den konstituierten Regiebetrieb.  
Nutzungsvereinbarungen und Kooperationsverträge mit 
Externen im übrigen werden vom Referat für Gesundheit 
und Umwelt für den konstituierten Regiebetrieb abge-
schlossen.

§ 9 Anwendung der Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung (EBV), Rechnungslegung

(1) �Für den konstituierten Regiebetrieb gelten die Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung (EBV), soweit nachfolgend 
nicht ausdrücklich anders festgelegt.

(2) �Über Mehrausgaben des Vermögensplans für Einzelvorha-
ben entscheidet der Stadtrat entsprechend den Festlegun-
gen und der Wertgrenzen der Geschäftsordnung des 
Stadtrates der Landeshauptstadt München (GeschO).

(3) �Der Jahresabschluss mit den Bestandteilen gemäß § 20  
Eigenbetriebsverordnung und der Lagebericht gemäß § 24 
Eigenbetriebsverordnung werden nach der Aufstellung 
durch eine externe Wirtschaftsprüfung sowie durch die ört-
liche Rechnungsprüfung geprüft. Dem Gesundheitsaus-
schuss ist der Jahresabschluss als Bekanntgabe vorzule-
gen. Das Revisionsamt der Landeshauptstadt München 
legt das Ergebnis seiner Prüfung separat dem Rechnungs-
prüfungsausschuss vor, der eine Empfehlung an die Voll-
versammlung des Stadtrates zur Feststellung des Jahres-
abschlusses beschließt. Nach Beschlussfassung im 
Rechnungsprüfungsausschuss wird der Jahresabschluss 
der Vollversammlung des Stadtrates zur endgültigen Fest-
stellung vorgelegt.

(4) �§ 19 und § 25 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung finden 
keine Anwendung.

(5) �Die gesetzlichen Aufgaben der örtlichen und überörtlichen 
Prüfungsorgane (Rechnungsprüfungsausschuss, Revisions-
amt bzw. Kommunaler Prüfungsverband) bleiben unberührt.

§ 10 Kassenwirtschaft

Für den konstituierten Regiebetrieb wird ein eigenes Verrech-
nungskonto (Sondervermögen) innerhalb des Kassen- und 
Steueramtes geführt.

§ 11 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 27.11.2018 beschlossen.

München, 6. Dezember 2018	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister	

Satzung zur Änderung der Satzung  
über die Gebühren für Sondernutzungen  
auf öffentlichen Straßen  
in der Landeshauptstadt München 
(Sondernutzungsgebührenänderungssatzung)

vom 6. Dezember 2018

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 18 
Abs. 2 a, Art. 22 a, Art. 56 Abs. 2 des Bayerischen Straßen- 
und Wegegesetzes (BayStrWG) in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 91-1-B) veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Gesetz vom 31.07.2018 (GVBl. S. 
672) geändert worden ist, und § 8 Abs. 3 Bundesfernstraßen-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.06.2007 
(BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.08.2017 
(BGBl. I S. 3122), folgende Satzung:

§ 1 

Die Satzung über die Gebühren für Sondernutzungen auf  
öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt München  
(Sondernutzungsgebührensatzung – SoNuGebS –) vom 
25.06.2014 (MüABl. S. 614), zuletzt geändert durch Ände-
rungssatzung vom 13.07.2015 (MüABl. S. 247) wird wie  
folgt geändert:

(1) �Die Anlage I (Gebührenverzeichnis) zur Satzung über die 
Gebühren für Sondernutzungen auf öffentlichen Straßen in 
der Landeshauptstadt München (Sondernutzungsgebühren
satzung – SoNuGebS -) vom 25.06.2014 (MüABl. S. 614), 
zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 13.07.2015 
(MüABl. S. 247), wird wie folgt geändert: 

1. �in Ziffer 3.7 der Anlage I werden die Worte „Eigenwerbe-
anlagen bis zu 25 cm Höhe an erlaubten mobilen Fahr-
radständern“ durch die Worte „Eigenwerbeanlagen bis zu 
50 cm Höhe an erlaubten mobilen Fahrradständern“  
ersetzt.

2. in Ziffer 10 der Anlage I wird „III“ ersetzt durch „III und S“

3. �in Ziffer 18.2 der Anlage I wird das Wort „alkoholfreie“  
gestrichen.

4. �die Überschrift der Ziffer 20 der Anlage I erhält folgende 
Fassung:  

„20. Erker, Aufzugschächte, Vordächer, Balkone,  
Beleuchtungsanlagen und ähnliche Gebäudeaus
ladungen, jeweils ab dem 1. Obergeschoss“

5. �die Überschrift der Ziffer 21 der Anlage I erhält folgende 
Fassung: 
 
„21.Treppenanlagen, nicht unter § 10 Abs. 4 Nr. 6  
dieser Satzung fallende Rampen sowie Trittstufen, 
Einwurfvorrichtungen, Erker, Balkone, Aufzugs-
schächte, Vordächer, Beleuchtungsanlagen oder  
ähnliche Gebäudeausladungen, jeweils im Erdge-
schoss“
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6. �Ziffer 22 der Anlage I erhält folgende Fassung: 
 
„22. Blumen- und Kranzverkauf anlässlich Allerheiligen 
im Bereich der Friedhöfe 

pro Stand für den Zeitraum beginnend 
mit dem zwischen dem 12. und 18.10. 
liegenden Samstag bis einschließlich 
02.11. desselben Kalenderjahres

65,00 Euro

“

Für die Nutzung der Fläche außerhalb des Verkaufs-
zeitraumes für Auf- und Abbau sowie zur Lagerung 
von Materialien erhöht sich die Gebühr um 10,00 
Euro pro Tag.

7. Ziffer 23 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„23. Christbaumverkauf vor Weihnachten

für den Zeitraum ab Samstag vor dem 
ersten Advent bis einschließlich 24.12. 
(Heilig Abend) desselben Kalenderjah-
res bis 50 m²

64,00 Euro

“

pro weitere angefangene 10 m² 9,00 Euro

Für die Nutzung der Fläche außerhalb des Verkaufs-
zeitraumes für Auf- und Abbau sowie zur Lagerung 
von Materialien erhöht sich die Gebühr um 10,00 
Euro pro Tag.

8. Ziffer 25 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„25. Foto-, Film- und Hörfunkaufnahmen

25.1 Gewerbliche Foto- und Filmaufnahmen

Rahmengebühr 191,50 – 
676,50 Euro

“

a) ermäßigt 54,90 Euro

b) ohne Verkehrsbehinderung 191,50 Euro

c) Intervallsperre 210,70 Euro

d) Sperre 280,80 Euro

e) Sperre einer verkehrlich bedeu-
tenden Straße

352,40 Euro

f) Sonderfälle (z.B. Sperre von  
Altstadtstraße u.ä.)

676,50 Euro

25.2 Sonstige temporäre Sondernutzungen im  
Zusammenhang mit Foto-, Film- und Hörfunk
aufnahmen (wie z.B. Aufbauten [Scheinwerfer, 
Verdunklungskästen, Hebebühnen] auf  
öffentlichen Verkehrsgrund für Aufnahmen  
auf Privatgrund, Übertragungswagen und 
Stromgeneratoren)

Je angefangenem m² /  
pro angefangener Tag

1,50 Euro

Für Straßengrundbenutzungen im Bereich der 
Stadtbezirke 1 bis 3, für den gesamten Mittle-
ren Ring sowie in den Straßen und Plätzen der 
Straßengruppe III und S erhöhen sich die Ge-
bühren um 50 %.

9. Ziffer 41 der Anlage 1 erhält folgende Fassung:

„41. Werbeveranstaltungen

a) Im Stadtbezirk 1 je Tag

bis 5 m² 100,00 Euro

bis 10 m² 200,00 Euro

bis 15 m² 300,00 Euro

bis 20 m² 400,00 Euro

bis 25 m² 500,00 Euro

b) In den Stadtbezirken 2, 3, 5  
und 8 je Tag

bis 5 m² 50,00 Euro

bis 10 m² 100,00 Euro

bis 15 m² 150,00 Euro

bis 20 m² 200,00 Euro

bis 25 m² 250,00 Euro

c) In den übrigen Stadtbezirken  
je Tag

bis 5 m² 25,00 Euro

bis 10 m² 50,00 Euro

bis 15 m² 75,00 Euro

bis 20 m² 100,00 Euro

bis 25 m² 125,00 Euro “

10. Ziffer 44 der Anlage I erhält folgende Fassung:

„44. Werbeeinrichtungen

Straßen
gruppe

I II III S

44.1 Parken von 
Kraftfahr-
zeuganhän-
gern mit  
Werbeauf-
schriften 
ohne Zug-
fahrzeug/ pro 
Hänger je an-
gefangener 
Woche bzw. 
von Fahrrä-
dern mit Wer-
beaufschrift 
pro Fahrrad/ 
Anhänger

140,00 
Euro

160,00 
Euro

180,00 
Euro

200,00 
Euro

44.2 Kunden
stopper je 
Kundenstop-
per/pro Tag

10,00 
Euro

20,00 
Euro

30,00 
Euro

50,00 
Euro
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Straßen
gruppe

I II III S

“

44.3 Plakatierun-
gen, Werbefi-
guren, Wer-
befahnen 
bzw. Werbe-
segel, insbe-
sondere auf-
blasbare 
Werbefigu-
ren, Werbe-
ballon/pro 
angefange-
nem m² pro 
Tag

10,00 
Euro

20,00 
Euro

30,00 
Euro

50,00 
Euro

44.4 Auf öffentli-
che Flächen 
gesprühte, 
gemalte, ge-
klebte, proji-
zierte oder 
sonstig ange-
brachte Wer-
bung pro an-
gefangenem 
m² pro Tag

10,00 
Euro

20,00 
Euro

30,00 
Euro

50,00 
Euro

11. �In Ziffer 45.2 der Anlage I wird das Wort „Promotionsver-
anstaltungen“ durch das Wort „Werbeveranstaltungen“  
ersetzt.

12. �In Ziffer 45.3 der Anlage I wird das Wort „Gewerbezwecken“ 
durch das Wort „Werbezwecken“ ersetzt.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 27.11.2018 beschlossen.

München, 6. Dezember 2018	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Bekanntmachung
über den Erlass des Bebauungsplanes Nr. 2135 
der Landeshauptstadt München
Straßenausbau der Truderinger Straße 
zwischen Riedenburger- und Hultschiner Straße
(Teiländerung der Bebauungspläne Nr. 996, 1368 und 
2038a)

vom 10. Dezember 2018

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat für das oben 
bezeichnete Gebiet am 26.09.2018 den Bebauungsplan Nr. 
2135 als Satzung beschlossen. 

Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung nach  
§ 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.
Der Bebauungsplan, der im vereinfachten Verfahren gem. §13 
BauGB aufgestellt wurde, wird mit Begründung vom Tag der 

Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an zu jedermanns 
Einsicht beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, 
Hochhaus, Blumenstraße 28b, während der Dienststunden 
(Montag – Donnerstag von 9.30 Uhr bis 15.00 Uhr, Freitag 
9.30 Uhr bis 12.30 Uhr) bereitgehalten. Außerhalb dieses Zeit-
raumes können Termine zur Einsichtnahme vereinbart werden 
(Tel. 233-00). Auf Verlangen wird über den Inhalt des Bebau-
ungsplanes Auskunft gegeben.

Hinweis gemäß § 44 BauGB:

Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädi-
gungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetrete-
ne Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnach-
teile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeige-
führt wird.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form
vorschriften,

2. �eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und

3. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des vorstehenden Bebauungsplanes schriftlich gegenüber 
der Landeshauptstadt München (Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung) unter Darlegung des die Verletzung oder 
den Mangel begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind.

München, 10. Dezember 2018	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Bekanntmachung
über den Erlass des Bebauungsplanes 
mit Grünordnung Nr. 2107
der Landeshauptstadt München
Lochhausener Straße (nördlich),
Osterangerstraße (westlich),
Langwieder Hauptstraße (südlich),
Hufschmiedstraße (östlich)

vom 12. Dezember 2018

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat für das oben 
bezeichnete Gebiet am 07.03.2018 den Bebauungsplan mit 
Grünordnung Nr. 2107 als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung nach  
§ 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.
Der Bebauungsplan mit Grünordnung wird mit Begründung 
und zusammenfassender Erklärung vom Tag der Veröffentli-
chung dieser Bekanntmachung an zu jedermanns Einsicht 
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Hochhaus, 
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Blumenstraße 28b, während der Dienststunden (Montag – 
Donnerstag von 9.30 Uhr bis 15.00 Uhr, Freitag 9.30 Uhr bis 
12.30 Uhr) bereitgehalten. Außerhalb dieses Zeitraumes können 
Termine zur Einsichtnahme vereinbart werden (Tel. 2 33-00).  
Auf Verlangen wird über den Inhalt des Bebauungsplanes mit 
Grünordnung Auskunft gegeben.

Hinweis gemäß § 44 BauGB:

Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB hingewiesen.
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den  
§§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender
jahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form
vorschriften,

2. �eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und

3. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des vorstehenden Bebauungsplanes mit Grünordnung schrift-
lich gegenüber der Landeshauptstadt München (Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung) unter Darlegung des die Ver-
letzung oder den Mangel begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 

München, 12. Dezember 2018	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)
         vom 9. Januar 2019 mit 11. Februar 2019
         – Beschleunigtes Verfahren –

Stadtbezirk 23 Allach-Untermenzing

Bebauungsplan Nr. 2110
Pasteurstraße (südlich),
Bahnlinie München-Treuchtlingen (westlich),
Ludwigsfelder Straße (nördlich)
und Schöllstraße
– Bau einer neuen Straße U-1790
  (und Veränderung bestehender Verkehrsflächen) –

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum –  
barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf Blu-
menstraße 28a –), vom 9. Januar 2019 mit 11. Februar 2019, 
Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den  Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung ist auch 
im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnahme 
wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

München, 13. Dezember 2018	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
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Hundesteuer 2019

Der 15.01.2019 ist Fälligkeitstermin für die Hundesteuer 2019.

Das Kassen- und Steueramt bittet in diesem Zusammenhang 
um rechtzeitige Veröffentlichung des folgenden Texts vor dem 
15.01.2019 im Münchner Amtsblatt und in der Rathaus Um-
schau, sowie auf der Internetseite muenchen.de:

Die Hundesteuer 2019 wird fällig

Die Stadtkämmerei erinnert alle Münchner Hundehalterinnen 
und Hundehalter daran, dass die für 2019 zu entrichtende 
Hundesteuer am 15. Januar 2019 fällig wird. 
 
Sollten Sie sich zukünftig für die Möglichkeit eines Lastschrift
einzugs entscheiden, werden die festgesetzten Beträge zu 
den Fälligkeitsterminen abgebucht. Sollte der Fälligkeitstermin 
auf einen Samstag, Sonn- oder Feiertag fallen, erfolgt die Be-
lastung Ihres Bankkontos zum nächsten Werktag. Wir bitten 
Sie für Kontendeckung zu sorgen.

Wurde uns bereits ein SEPA Basis Lastschriftmandat erteilt, 
werden die Forderungen zu den Fälligkeitsterminen von der 
hinterlegten Bankverbindung (IBAN und BIC) mit der Mandats
referenz und der Gläubiger-ID DE 34 LHM 00 00 00 15 55 6 
durch die Landeshauptstadt München abgebucht.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Stadtgebiet der Landes-
hauptstadt die Hundesteuersatzung vom 18. Dez. 1996 
(MüABl. S 567), zuletzt geändert durch Satzung vom 03.11.2017 
(MüABl. S. 469), gilt. Sie enthält eine Reihe von Bestimmun-
gen, die von allen Hundehalterinnen und Hundehaltern zu be-
achten sind:

Anmeldung
–– Die Hundehalterin/der Hundehalter ist verpflichtet, einen 

Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem sie/er ihn auf-
genommen hat oder - wenn der Hund ihr/ihm durch Geburt 
von einer von ihr/ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist – 
innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund vier Monate 
alt geworden ist, bei der Landeshauptstadt München – 
Kassen- und Steueramt – anzumelden.

–– Bei Zuzug einer Hundehalterin/eines Hundehalters aus einer 
anderen Gemeinde ist der Hund innerhalb von zwei Wochen 
nach Zuzug anzumelden.

Die Anmeldung eines Hundes ist schnell, einfach und prob-
lemlos möglich: 
–– Unter www.muenchen.de/hundesteuer finden Sie im Be-

reich Formulare auch die Möglichkeit der Onlineanmeldung 
–– per Fax unter der Nr. 233-20356
–– schriftlich beim Kassen- und Steueramt, KF 25,  

Herzog-Wilhelm-Str. 11, 80331 München
–– persönlich montags bis freitags von 08:30 - 12:00 Uhr 
–– im Kassen- und Steueramt, Herzog-Wilhelm-Str. 11,  

Zimmer oder Zimmer 304

Als Hundehalterin bzw. Hundehalter gilt, wer einen Hund im 
eigenen oder im Interesse seiner Haushaltsangehörigen auf-
genommen hat. Halten mehrere Personen in einem Haushalt 
einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner.

Abmeldung
Die Hundehalterin/der Hundehalter hat den Hund innerhalb 
von zwei Wochen, nachdem sie/er ihn veräußert oder sonst 
abgeschafft hat, nachdem ihr/ihm der Hund abhanden ge-
kommen oder der Hund verstorben ist oder nachdem die  
Halterin/der Halter aus der Landeshauptstadt München weg-
gezogen ist, beim Kassen- und Steueramt unter Vorlage  
einer entsprechenden Bescheinigung abzumelden.

Hundesteuersatz
Die Hundesteuer beträgt einheitlich für jeden gehaltenen 
Hund im Jahr 100,00 €.
Kampfhunde werden mit einem Satz von 800,00 € im Jahr be-
steuert. 

Steuerermäßigungen
Auskünfte zu Erlass und Befreiung von der Hundesteuer wer-
den Ihnen unter der Rufnummer  233-28118 erteilt.

Anlegen einer Hundesteuermarke
Zur Kennzeichnung eines angemeldeten Hundes gibt das 
Kassen-und Steueramt bei der Anmeldung des Hundes ein 
Hundezeichen aus. Die Hundehalterin/der Hundehalter darf 
ihren/seinen Hund außerhalb ihrer/seiner Wohnung oder ihres/
seines umfriedeten Grundbesitzes nur mit dem sichtbar be-
festigten gültigen Hundezeichen umherlaufen lassen. 

Durchführung von Kontrollen
Zur Überprüfung der Hundehaltungen und zur allgemeinen 
Aufnahme des Hundebestandes kann die Stadt Kontrollen 
durchführen und Auskünfte von Beteiligten und anderen Per-
sonen einholen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kassen- 
und Steueramtes überprüfen im
Außendienst in Zusammenarbeit mit anderen Dienststellen, 
ob die Münchner Hundehalterinnen und Hundehalter ihren 
Hund bei der Steuerbehörde der Stadt angemeldet haben.

Was passiert bei Verstößen gegen die Hundesteuersat-
zung?
Bei Missachtung der Vorschriften können Verwarnungsgelder 
bzw. Bußgelder verhängt werden. In besonders schweren Fäl-
len können Verstöße als Vergehen mit Freiheits- oder Geld-
strafe geahndet werden. 

Erhebung der Hundesteuer
Die Landeshauptstadt München macht aus Gründen der Ver-
waltungsvereinfachung von der Möglichkeit Gebrauch, Hunde-
steuerbescheide nicht jährlich, sondern nur in den Fällen zu 
erlassen, wenn sich Änderungen, die sich auf die Festsetzung 
der Steuer auswirken, ergeben.
Bitte beachten Sie, dass keine gesonderte schriftliche Zah-
lungserinnerung mehr ergeht.  

Auskünfte
Wenn Sie einen Hund anmelden wollen oder weitere Informa-
tionen zur Hundesteuer wünschen, wenden Sie sich bitte an 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kassen-und Steuer-
amtes, Herzog-Wilhelm-Str. 11, 80331 München unter der 
Rufnummer Tel. 233-28118. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Kassen-und Steueramts haben gleitende Arbeitszeit. 
Telefonisch erreichen Sie Ihre Sachbearbeitung am besten 
von Montag bis Freitag von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr sowie 
Montag bis Donnerstag zusätzlich von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr.

Für ein sauberes München
In München gibt es mehr als 37.000 Hunde. Sie produzieren 
täglich einige Tonnen Hundekot. Was die meisten Hundebe-
sitzerinnen und -besitzer nur allzu oft übersehen: Sie selbst 
sind verpflichtet, die Hinterlassenschaften ihrer Tiere zu be-
seitigen.

Die oft verbreitete Meinung der Hundehalter, die Hundesteuer 
werde zur Beseitigung des Hundekots erhoben, ist falsch.  
Die Hundesteuer dient ebenso wie die übrigen kommunalen 
Steuern der Finanzierung des allgemeinen Haushalts der 
Stadt.

München, 10. Dezember 2018	 Stadtkämmerei 
		  Kassen- und Steueramt 
		  SKA-KaStA320 
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Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gemäß Art. 71 Satz 4 BayBO i. V. m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 
BayBO

Anwesen: Gabrielenstr. 3
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl. Nr. 318/8, 
Gemarkung Neuhausen
Neubau eines Wohnhauses mit Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.12.2018, Az. 1.7-2018-12668-22, wurde ein 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl. Nr.: 315/5, 318/3, 333/9 und 333/52, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, wurde gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bescheides zugestellt. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung zusätzlich durch öffentliche Bekanntmachung 
durchgeführt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-lbk-team22@muenchen.de bzw. Telefon-
nummer 2 33-2 50 11.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur  

Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene 
Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übrigen Betei-
ligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 17. Dezember 2018	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Bekanntmachung

Planfeststellung nach §§ 43 ff. EnWG, Art. 72 ff.  
BayVwVfG 

110 kV-Leitung Murnau-Karlsfeld/West, Ltg. Nr. B81
Zubeseilung / Mastverstärkung / Masterhöhung /  
Ersatzneubau einzelner Strommasten an selber Stelle

- Anhörungsverfahren / Erörterungstermin -
Aktenzeichen ROB-21-3320-8-17

1.	Die Einwendungen und Stellungnahmen, die im Planfest-
stellungsverfahren zu o. g. Bauvorhaben rechtzeitig einge-
gangen sind, wird die Regierung von Oberbayern (Anhö-
rungs- und Planfeststellungsbehörde) mit den Beteiligten 
erörtern.

Der Erörterungstermin findet statt:

für sämtliche Beteiligte (Behörden, Leitungsträger und sons-
tige Träger öffentlicher Belange, anerkannte Vereinigungen so-
wie anwaltlich wie nicht-anwaltlich vertretene Einwendungs-
führer)

am

15.01.2019

im

Bürger- und Kulturhaus „Bosco“ Gauting
Oberer Kirchenweg 1
82131 Gauting

– Großer Saal –

Beginn:

10.00 Uhr

Bei Bedarf wird der Termin fortgesetzt 

am

16.01.2019.

im
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Bürger- und Kulturhaus „Bosco“ Gauting
Oberer Kirchenweg 1
82131 Gauting

– Kleiner Saal –

Ob ein solcher Bedarf vorliegt, wird gegebenenfalls am Ende 
des ersten Erörterungstages durch die Planfeststellungs
behörde festgestellt und bekanntgegeben.

2.	Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

An ihm können neben der Planfeststellungsbehörde und 
dem Träger des Vorhabens die Einwender, die sonstigen von 
dem Vorhaben Betroffenen, Behörden, Versorgungs- und Lei-
tungsträger und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie 
die anerkannten Naturschutzvereinigungen teilnehmen, so-
weit nicht aus Gründen des Datenschutzes nur mit einzelnen 
Betroffenen zu erörtern ist und weitere Personen für diese 
Zeit von der Anwesenheit ausgeschlossen werden.

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. 
Dieser hat seine Bevollmächtigung durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen und diese zu den Akten der Regie-
rung von Oberbayern zu geben.

Die Teilnahme am Erörterungstermin ist freiwillig. Bei 
Nichterscheinen verbleibt es bei den form- und fristge-
recht vorgebrachten Stellungnahmen und Einwendungen; 
diese werden auch ohne eine Teilnahme am Erörterungs-
termin im Rahmen der Entscheidungsfindung behandelt.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Be-
teiligten (Betroffenen) in dem Erörterungstermin auch ohne 
ihn verhandelt werden kann, verspätete Einwendungen un-
berücksichtigt bleiben und das Anhörungsverfahren mit 
Schluss der Verhandlung beendet ist.

3. Durch die Teilnahme am Erörterungstermin entstehende 
Aufwendungen, auch solche für einen Bevollmächtigten, 
können nicht erstattet werden.

4. Diese Bekanntmachung wird gemäß Art. 27a BayVwVfG zu-
sätzlich auf der Internetseite der Landeshauptstadt München 
bereitgestellt und ist über den folgenden Link erreichbar: 
www.muenchen.de/auslegung

München, 12. Dezember 2018	� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

Öffentliche Bekanntmachung
Festsetzung und Entrichtung der Grundsteuer  
im Stadtgebiet München für das Kalenderjahr 2019

Gemäß § 27 Abs.3 des Grundsteuergesetzes kann die Grund-
steuer für diejenigen Steuerpflichtigen, die die gleiche Steuer 
wie im Vorjahr zu entrichten haben, anstatt durch individuellen 
Bescheid durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzt wer-
den. Für diese Steuerpflichtigen treten mit dem Tage der öffent-
lichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, 
wie wenn ihnen an diesem Tage ein schriftlicher Grundsteuer-
bescheid zugegangen wäre. 

Die Landeshauptstadt München macht hinsichtlich der Grund
steuerfestsetzung für das Kalenderjahr 2019 von dieser Mög-
lichkeit der öffentlichen Bekanntmachung Gebrauch und setzt 

hiermit - vorbehaltlich der Erteilung eines schriftlichen Grund-
steuermessbescheides oder Grundsteuerbescheides 2019 in 
individuellen Fällen - die Grundsteuer für das Jahr 2019 in 
gleicher Höhe wie im Vorjahr fest. 

Diejenigen Grundsteuerpflichtigen, die keinen Grundsteuerbe-
scheid 2019 erhalten, haben im Kalenderjahr 2019 die gleiche 
Grundsteuer zu entrichten, wie sie zuletzt für das Jahr 2018 
festgesetzt wurde. Auf den Inhalt der zuletzt ergangenen 
schriftlichen Grundsteuerbescheide wird ausdrücklich hinge-
wiesen.

Die Grundsteuer wird – vorbehaltlich einer anderen Regelung – 
zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar,  
15. Mai, 15. August und 15. November 2019 fällig (§ 28 Abs.1 
Grundsteuergesetz). Jahreszahler gemäß § 28 Abs.3 Grund-
steuergesetz haben den Gesamtbetrag der Steuer für 2019 
am 01. Juli zu entrichten.

Diese öffentliche Grundsteuerfestsetzung gilt zwei Wochen 
nach dem Tag der Veröffentlichung als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Festsetzung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt 
(siehe 1.) oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden, 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen1) Form.

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird

	 ist der Widerspruch einzulegen bei der 

Landeshauptstadt München
Kassen- und Steueramt
Herzog-Wilhelm-Str. 11
80331 München 
(Briefanschrift: Postfach 20 19 51, 80019 München)

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in an-
gemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann 
Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München, 
Bayerstr. 30, 80335 München (Briefanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München) schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der  
Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn 
wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist ge-
boten ist. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landes-
hauptstadt München) und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift 
oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden.

Am letzten Tag des Fristablaufs steht nach Dienstschluss zur 
Einlegung des Widerspruchs der Sonderbriefkasten im Rat-
haus, Marienplatz 8 (neben dem Auskunftsschalter am Eingang 
Fischbrunnen) zur Verfügung, in den der Widerspruch zur Wah-
rung der Frist noch bis 24 Uhr eingeworfen werden kann.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird

	 ist die Klage bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Bayerstr. 30
80335 München 
(Briefanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München) 
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schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
1) Die Einlegung eines Widerspruchs per einfacher E-Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Die wirksame elektronische Einlegung eines Widerspruchs 
setzt voraus, dass der Rechtsbehelf mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen ist und unter der Adresse 
poststelle@muenchen.de eingelegt wird.
Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

Widerspruch und Klage haben bei der Anforderung von 
öffentlichen Abgaben und Kosten keine zahlungsauf-
schiebende Wirkung.

Bei einem erfolgreichen Widerspruch entstehen für Sie keine 
weiteren Kosten. Sollte der Widerspruch jedoch von der Wider-
spruchsbehörde zurückgewiesen oder von Ihnen zurückgenom-
men werden, haben Sie die Kosten des Verfahrens zu tragen.

Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt, wird in Prozessver-
fahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung kraft Bundesrecht eine Verfahrensgebühr fällig.

Sonstige Hinweise:

–– Auf die Ausführungen in den zuletzt ergangenen Grund-
steuerbescheiden wird ausdrücklich hingewiesen.

–– Für die durch diese öffentliche Bekanntmachung festge-
setzten Grundsteuern ergehen keine weiteren Zahlungsauf-
forderungen.

–– Sollten Sie sich zukünftig für die Möglichkeit eines Last
schrifteinzugs entscheiden, werden die festgesetzten Be-
träge zu den Fälligkeitsterminen abgebucht. Wir bitten Sie 
für Kontendeckung zu sorgen.

–– Die Forderungen, für die eine Einzugsermächtigung vorliegt, 
werden zu den Fälligkeitsterminen von der hinterlegten 
Bankverbindung  (IBAN und  BIC) mit der entsprechenden 
Mandatsreferenz und der Gläubiger-ID DE 34 LHM 00 00 00 
15 55 6 der Landeshauptstadt München abgebucht.

München, 13. Dezember 2018	 Landeshauptstadt München
		  Stadtkämmerei
		�  Kassen- und Steueramt 

München

Öffentliche Bekanntgabe
der SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG
i.S.d. § 4 Abs. 3 der Niederspannungsanschlussverord-
nung (NAV)

Die SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG hat ihre Kostenerstat-
tungsregelungen zum 01.01.2019  angepasst. Das Preisblatt 
Netzanschlüsse (Kostenerstattungsregelungen) finden Sie auf 
unseren Internetseiten www.swm-infrastruktur.de. Außerdem 
liegt es in den Geschäftsräumen in der Emmy-Noether-Straße 
2, 80992 München zur Einsichtnahme aus. Die bisher gültigen 
Kostenerstattungsregelungen treten außer Kraft.

München, 4. Dezember 2018	 SWM – Stadtwerke München
		  Marketing / Kommunikation

Bekanntmachung

Neue Fernwärmepreise ab 01.01.2019  

Das Preisblatt zu Ziffer 9 und 11 der Anlage zur AVBFernwärmeV 
wird wie folgt geändert:    

9 M-Fernwärme Preise netto brutto

9.1 Arbeitspreis

9.1.1 Heizwassernetz
oder

70,42
7,04

83,80
8,38

Euro/MWh
Cent/kWh

9.1.2 Dampfnetz
(1,42 m³ Kondensat  
entsprechen 1 MWh)

49,59 59,01 Euro/m³

9.1.3 Wärme für Warmwasser-
bereitung in Fürstenried, 
Neuforstenried und  
Parkstadt Solln

6,49 7,72 Euro/m³

9.2 Grundpreis 38,83 46,21 Euro/kW 
und Jahr

München, den 28.12.2018
SWM Versorgungs GmbH
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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  

des Baugesetzbuches (BauGB) 
vom 09. Januar 2019 mit 11. Februar 2019

Stadtbezirk 23 Allach-Untermenzing

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2133
Theodor Fischer-Straße (südlich),
Pasinger Heuweg (östlich)
– Schule und Haus für Kinder Theodor-Fischer-Straße –
– Gemeinbedarfsfläche für Schule, Erziehung und Sport –

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum –  
barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf Blu-
menstraße 28a), vom 09. Januar 2019 mit 11. Februar 2019, 
Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen vor.

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar: 

Schutzgut Mensch, insbesondere
–– Verkehrsuntersuchung
–– Schalltechnische Untersuchung (Schul- und Sportanlagen-

lärm, Verkehrslärm)
–– Prognose und Beurteilung der Geruchs-, Staub- und  

Bioaerosolimmissionen
–– Stellungnahme zu verkehrsbedingten Emissionen
–– Informationen zu den Belangen der Landwirtschaft

Schutzgut Tiere und Pflanzen, insbesondere
–– Floristische und faunistische Bestandserhebung mit Kurz-

Beurteilung aus artenschutzrechtlicher Sicht

Schutzgut Boden und Wasser, insbesondere
–– Orientierende Altlastenuntersuchung
–– Luftbildauswertung zur Kampfmittelerkundung
–– Geotechnischer Bericht (Bodengutachten)
–– Hydrologische Untersuchung inkl. Aufstauberechnung

Schutzgut Luft, insbesondere
–– Prognose und Beurteilung der Geruchs-, Staub- und  

Bioaerosolimmissionen
–– Stellungnahme zu verkehrsbedingten Emissionen

Schutzgut Klima

Schutzgut Landschaft

Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter, insbeson-
dere
–– Stellungnahme zu bau- und denkmalpflegerischen Belangen

Umweltbelang Energie

Umweltbelange Abfälle und Abwässer

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung ist auch 
im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnah-
me wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

München, 18. Dezember 2018	�� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung
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Die SWM Versorgungs GmbH macht hiermit die ab dem 
01.01.2019 geltenden Preise für die Versorgung mit Wasser im 
Versorgungsgebiet der SWM Versorgungs GmbH, die Preise für 
die Ablesung bei Schachtwasserzählern sowie die Kosten für 
die Spülung von Feuerlösch- und Brandschutzanlagen bekannt. 
Die Ziffern 1.1, 1.2.1, 1.2.2, 1.2.3, 1.2.4 und 1.6 des Preisblatts 
M-Wasser der SWM Versorgungs GmbH werden mit Wirkung 
zum 01.01.2019 wie folgt geändert. Die übrigen Regelungen 
des Preisblatts M-Wasser der SWM Versorgungs GmbH bleiben 
unberührt und gelten unverändert fort.

1.1 Verbrauchspreis
 
Der Preis für einen Kubikmeter Wasser beträgt 1,712 Euro  
(1,60 Euro netto). Dieser Preis gilt auch bei vorübergehendem 
Wasserbezug, soweit nichts anderes vereinbart ist.

1.2.1  Grundpreise für Hausanschlüsse mit eingebautem 
Wasserzähler.

 
Der Grundpreis beträgt je Zähler und Jahr (365 Tage)

Zählergröße bis QN* Q3** netto brutto

2,5 m³/h 4 88,87 95,09 Euro

6,0 m³/h 10 150,79 161,35 Euro

10,0 m³/h 16 248,19 265,56 Euro

15,0 m³/h 25 479,69 513,27 Euro

40,0 m³/h 63 639,51 684,28 Euro

60,0 m³/h 100 852,35 912,01 Euro

150,0 m³/h 250 1.278,77 1.368,28 Euro
*   QN = Nenndurchfluss in m3/h
** Q3 = Dauerdurchfluss in m3/h

1.2.2  Grundpreise für Hausanschlüsse ohne eingebauten 
Wasserzähler 

 
(nur bei bestimmten Anschlüssen nach Absprache vorüber- 
gehend noch möglich). Der Grundpreis beträgt nach Nennweite 
des Hausanschlusses und Jahr (365 Tage)

Grundpreis netto brutto

Bei DN ≤ 80 479,69 513,27 Euro

Bei DN 100 639,51 684,28 Euro

Bei DN 150 852,35 912,01 Euro

Bei DN ≥ 200 1.278,77 1.368,28 Euro
      
Als Hausanschlüsse ohne eingebauten Wasserzähler gelten  
auchAbzweigungen ohne entsprechende Messeinrichtung. Der 
Grundpreis hierfür wird gegebenenfalls zusätzlich zu Ziffer 1.2.1 
verrechnet.

1.2.3  Grundpreise bei vorübergehendem Wasserbezug  
mit ständigem Standort.

 
Der Grundpreis beträgt je Zähler und Jahr (365 Tage)

bei Nenndurchfluss netto brutto

≤ 6,0 m³/h 443,97 475,05 Euro

10,0 m³/h 639,51 684,28 Euro

≥ 15,0 m³/h 1.100,91 1.177,97 Euro

1.2.4  Grundpreise bei vorübergehendem Wasserbezug mit 
wechselndem Standort.

 
Der Grundpreis beträgt je Zähler und Jahr (365 Tage)

bei Nenndurchfluss netto brutto

≤ 6,0 m³/h 568,07 607,83 Euro

10,0 m³/h 763,72 817,18 Euro

≥ 15,0 m³/h 1.243,17 1.330,19 Euro

1.6  Kosten für die Spülung von Feuerlösch- und Brand-
schutzanlagen

 
Für die 1. Spülung einer Anschlussleitung werden 178,50 Euro 
(150,00 Euro netto), für jede weitere Spülung (z. B. Hydrant 
oder Sprinkleranlage) werden 53,55 Euro (45,00 Euro netto) 
verrechnet.

München, den 28.12.2018    
SWM Versorgungs GmbH

Bekanntmachung der SWM Versorgungs GmbH 
Neue Wasserpreise der SWM Versorgungs GmbH ab dem 01.01.2019
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Nichtamtlicher Teil

Kaiser, Horst, Jan Kaiser und Torsten Kaiser: Die Zivil
gerichtsklausur im Assessorexamen. - München: Vahlen, 
2018. (Assessorexamen - Lernbücher für die Praxisaus-
bildung).
Bd. 1: Technik, Taktik, Formulierungshilfen. - 8., neu bearb. 
Aufl. - XIV, 202 S. ISBN 978-3-8006-5667-7; € 23,90.
Bd. 2: Wiederholung und Vertiefung. - 6., neu bearb. Aufl. - 
IX, 183 S. ISBN 978-3-8006-5668-4; € 17,90.

Die Anfertigung zivilgerichtlicher Entscheidungen steht im  
Fokus der Referendarausbildung und muss von angehenden 
Assessoren im Examen unbedingt beherrscht werden. Band I 
der Zivilgerichtsklausur im Assessorexamen stellt die Grund-
lagen für das Verfassen von Tenor, Tatbestand und Entschei-
dungsgründen dar und erläutert die korrekte Herangehens-
weise an eine zivilgerichtliche Aufgabenstellung. 
Formulierungsbeispiele und Aufbauschemata dienen der Ver-
anschaulichung.
Band II der Zivilgerichtsklausur im Assessorexamen stellt syste-
matisch und komprimiert Aufbaufragen und Standardprobleme 
dar und ermöglicht ein zielgerichtetes Lernen in der engeren 
Prüfungsvorbereitung. Zudem enthalten die Ausführungen 
Hinweise für ein sinnvolles Zeitmanagement beim Schreiben 
der Klausur.

Parteiengesetz. Kommentar. Hrsg. v. Jörn Ipsen. - 2. Aufl. - 
München: Beck, 2018. XX, 510 S. ISBN 978-3-406-71938-7; 
€ 109.-

Der Band aus der gelben Reihe des Beck-Verlages kommen-
tiert das Parteiengesetz vollständig. Unter der Federführung 
von Jörn Ipsen erläutern fünf renommierte Autoren das Recht 
der politischen Parteien für die innere Organisation der Bundes- 
und Landesverbände einschließlich deren Kreis- und Orts
verbände.
Die Neuauflage erfasst u.a. die infolge der nach dem NPD- 
Urteil ergangenen Anpassungen des Parteiengesetzes vom 
18. Juli 2017. Die Änderungen der Vorschriften über die staat-
liche Parteienfinanzierung (§§ 18 ff.) und Rechenschaftslegung 
(§§ 23 ff.), insbesondere im Fall von Parteispenden, sind ein-
gearbeitet.

Vermögensverwaltende Personengesellschaften.  
Zivilrecht. Steuerrecht. National. International. Hrsg. von  
Florian Haase und Katrin Dorn. - 3., vollständig überarb. 
Aufl. -München: Beck, 2018. XXX, 368 S.  
ISBN 978-3-406-71597-6; € 139.-

Die vermögensverwaltende Personengesellschaft ist ein Spe-
zialfall der Personengesellschaft: Als rein steuerlich relevantes 
Konstrukt gelten für sie besondere Normen des Steuerrechts. 
Der Band informiert praxisorientiert und aktuell über die ertrag-, 
umsatz-, erbschaft- und schenkung-, umwandlungs- und  
außensteuerrechtlichen Facetten nationaler und internationa-
ler vermögensverwaltender Personengesellschaften. Sonder-
formen wie z.B. die Zebra-Gesellschaft und auch Poolverträge 
werden dabei im Einzelnen erläutert.

In die Neuauflage wurde die Erbschaftsteuerreform eingear-
beitet. Die neue Rechtsprechung und neue Verwaltungsanwei-
sungen sowie die aktuelle Literatur zur vermögensverwalten-
den Personengesellschaft sind mit Rechtsstand 1. April 2018 
ausgewertet. 
Ein detailliertes Inhaltsverzeichnis und ein Sachregister ermög-
lichen eine gezielte Recherche.

Beckerle, Klaus: Die Abmahnung. Wirksam und korrekt 
umsetzen - über 50 konkrete Fälle. - 13. Aufl. - Freiburg i. 
Br.: Haufe, 2018. 258 S. ISBN 978-3-648-12041-5; € 39,95. 

Die Abmahnung wird lediglich im AGG sowie in verschiedenen 
Landespersonalvertretungsgesetzen erwähnt, seit der Schuld
rechtsreform auch in § 314 Abs. 2 und § 323 Abs. 3 BGB. Da 
eine gesetzliche Normierung fehlt, ist das Abmahnungsrecht 
reines Richterrecht.
Die Abmahnung als Vorstufe einer verhaltensbedingten Kündi-
gung muss zahlreichen Anforderungen genügen, um ihrer 
Funktion gerecht zu werden. Das Werk beschreibt über 50 
Abmahnungstatbestände wie beispielsweise eigenmächtiger 
Urlaubsantritt, Manipulation der Zeiterfassungskarte, Stalking 
und Whistleblowing. Die praktischen Beispiele und zahlrei-
chen Hinweise auf die Rechtsprechung verdeutlichen den  
Katalog von Fehlverhaltensfällen. Notwendige Elemente und 
rechtliche Voraussetzungen der Abmahnung werden aufge-
zeigt. Die Rechte des Arbeitnehmers und die Beteiligung des 
Personalrates sind dargestellt. 
Nach einer Registrierung mit dem Buchcode können als Ar-
beitshilfe Abmahnungsmuster, ein Ablaufplan zum korrekten 
Abmahnprozess, eine Checkliste zur Prüfung der Rechts
sicherheit und aktuelle BAG-Urteile online abgerufen werden.

Münchener Kommentar Europäisches und Deutsches 
Wettbewerbsrecht: Kartellrecht, Missbrauchs- und  
Fusionskontrolle, Vergaberecht, Beihilfenrecht.  
Hrsg. von Joachim Bornkamm, Frank Montag und  
Franz Jürgen Säcker. -  2. Aufl. - München: Beck.
Bd. 5: Beihilfenrecht. Hrsg. von Franz Jürgen Säcker. 
2018. LIV, 1551 S. ISBN 978-3-406-70695-0; € 299.-

Ursprünglich war der „Münchener Kommentar Europäisches 
und Deutsches Kartellrecht …“ in der zweiten Auflage auf drei 
Bände konzipiert. Aufgrund des Gesetzes zur Modernisierung 
des Vergaberechts vom 18.4.2016 und wegen der großen 
praktischen Relevanz der Materie hat sich der Verlag ent-
schlossen, das Werk auf fünf Bände zu erweitern.
Das Beihilfenrecht ist Gegenstand von Band 5 des Großkom-
mentars zum europäischen und deutschen Wettbewerbs-
recht. Das Beihilfenrecht hat sich durch die EU-Kommission 
und die Judikatur des Gerichtshofs der Europäischen Union  
in den einzelnen Beihilfesektoren, aber auch im Verfahrens-
recht grundlegend weiterentwickelt. Die Neuauflage erläutert 
diese Entwicklungen und das gesamte Beihilfenrecht anhand 
sorgfältiger Analyse der Kommissionspraxis und der Recht-
sprechung.
Dargestellt werden die Art. 107-109 AEUV über Grundlagen, 
Verfahren und Durchführungsvorschriften zum Beihilfenrecht 
sowie die allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (Ver-
ordnung Nr. 651/2014) und die Beihilfenverfahrensverordnung 
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(Verordnung Nr. 2015/1589). Ferner werden die Regeln für die 
Beurteilung staatlicher Beihilfen in 18 bestimmten Sektoren 
erläutert. 
Eine sehr differenzierte Sacherschließung je Band ermöglicht 
gezielte Recherchen.

Frister, Helmut: Strafrecht Allgemeiner Teil. Ein Studien-
buch. - 8. Aufl. - München: Beck, 2018. XXVIII, 510 S. 
(Kurzlehrbücher für das juristische Studium)  
ISBN 978-3-406-71736-9; € 26,90.

Das Lehrbuch stellt den Allgemeinen Teil des Strafrechts prä-
gnant und anschaulich dar. Es bezieht Stellung zu den Streit-
fragen und bietet immer wieder auch eigene Lösungen an. 
Der Band enthält neben der systematischen Darstellung der 
Materie eine Anleitung zur Abfassung von Klausuren und zahl-
reiche Beispielsfälle. Aufbauschemata erleichtern das Anferti-
gen von Falllösungen.
Die Neuauflage berücksichtigt die Folgen der zahlreichen Ge-
setzesänderungen der letzten Jahre auf den Allgemeinen Teil 
des Strafgesetzbuches. Die aktuelle Rechtsprechung und  
Literatur ist eingearbeitet

Römermann, Volker und Wolfgang Hartung: Anwaltliches 
Berufsrecht. - 3., vollständig neu bearb. Aufl. -  
München: Beck, 2018. XVIII, 176 S. (Studium und Praxis) 
ISBN 978-3-406-71698-0; € 44,90.

Der Band stellt die relevanten Aspekte des Berufsrechts der 
Anwälte gut verständlich dar. Neben der historischen Ent-
wicklung werden der Zugang zur Rechtsanwaltschaft, die 
Kanzleipflicht, die Stellung, Aufgaben und Pflichten des Rechts-
anwalts, die berufliche Zusammenarbeit, das Mandatsverhält-
nis, die anwaltliche Werbung, Organisation der Anwaltschaft 
und Anwaltsgerichtsbarkeit beleuchtet. Zahlreiche Abbildun-
gen und Beispiele veranschaulichen die Ausführungen.
Die Neuauflage bringt das Werk auf den aktuellen Stand in 
Gesetzgebung und Rechtsprechung und berücksichtigt die 
Änderungen im anwaltlichen Berufsrecht der vergangenen 
Jahre, wie das Gesetz zur Umsetzung der Berufsanerkennungs-
richtlinie, dessen letzte Stufe am 1. Januar 2018 in Kraft  
getreten ist.

Knobbe, Thorsten; Mario Leis und Karsten Umnuß:  
Arbeitszeugnisse. Textbausteine und Tätigkeitsbeschrei-
bungen. - 9. Aufl. - Freiburg: Haufe, 2018. 305 S.  
ISBN 978-3-648-12044-6; € 29,95. 

Der Ratgeber richtet sich sowohl an Führungskräfte als auch 
an Arbeitgeber in deren Verantwortung die Zeugniserstellung 
bzw. -vorbereitung liegt. Das Autorenteam skizziert zunächst 
die wichtigsten rechtlichen Fragen zum Arbeitszeugnis. Die 
Ablaufcheckliste unterstützt die Zeitplanung bei der Einbin-
dung aller Beteiligten für die Zeugniserstellung. Der Inhalt eines 
Arbeitszeugnisses ist in einer Checkliste aufgeführt. Ein Be-
wertungsbogen listet die einzelnen Kriterien, denen eine Note 
zugewiesen werden kann. Schwerpunkt des Leitfadens bilden 

zirka 1500 juristisch abgesicherte Textbausteine für verschie-
dene Notenstufen. Der Ratgeber bietet über 180 Tätigkeits
beschreibungen für Arbeiter, Angestellte, Praktikanten und die 
Führungskräfte. Dabei enthält der Band Textbausteine und 
Tätigkeitsbeschreibungen in deutscher wie auch in englischer 
Sprache. 
Alle Textbausteine, Ablaufchecklisten und Bewertungsbögen 
stehen unter Verwendung des Buchcodes auch zum Herun-
terladen zur Verfügung. 

Die einstweilige Verfügung in Wettbewerbssachen.  
Begründet von Wilhelm Berneke, bearbeitet von  
Erfried Schüttpelz. - 4., völlig neu bearb. Aufl. -  
München: Beck, 2018. XXI, 286 S. (NJW-Praxis; 57)  
ISBN 978-3-406-71687-4; € 65.-

Der vorläufige Rechtsschutz hat in Wettbewerbssachen eine 
überragende Bedeutung. Die einstweilige Verfügung ersetzt 
dort weitgehend die Entscheidung in der Hauptsache. Die im 
Mittelpunkt stehenden Unterlassungsansprüche gegen ande-
re Wettbewerber sind in der Regel so eilig, dass der Ausgang 
eines ordentlichen Klageverfahrens nicht abgewartet werden 
kann.
Dieser Band bietet eine systematische Darstellung des vorläu-
figen Rechtsschutzes. Der Verfasser zeigt auf, wie das Verfü-
gungsverfahren in der anwaltlichen und gerichtlichen Praxis 
abläuft und welche "Fallstricke" es gegenüber dem allgemei-
nen System des einstweiligen Rechtsschutzes zu beachten 
gilt. Die Verfahrenspraxis der einstweiligen Verfügung in Wett-
bewerbssachen wird stark durch die Rechtsprechung ge-
prägt. In der Neuauflage wurden insbesondere die Gerichts-
entscheidungen ausgewertet und das Werk auf aktuellen 
Stand gebracht.

Unternehmen, Kapitalmarkt, Finanzierung.  
Festschrift für Reinhard Marsch-Barner zum 75. Geburts-
tag. Hrsg. von Gerald Spindler, Hans-Ulrich Wilsing und 
Volker Butzke. - München: Beck, 2018. XIII, 632 S.  
ISBN 978-3-406-72569-2; € 199.-

Mit dieser Festschrift würdigen die Autoren einen Kollegen 
der als Unternehmensjurist, als Rechtsanwalt und als Wissen-
schaftler seit Jahrzehnten prägende Akzente im Gesell-
schafts- und Kapitalmarktrecht setzt.
Die knapp 50 Beiträge beleuchten unterschiedlichste Frage-
stellungen aus dem Gesellschaftsrecht wie beispielsweise 
„Die Hauptversammlung der KGaA“ (Gregor Bachmann), „Die 
bilanzielle Behandlung von Treuhandvermögen bei Kreditinsti-
tuten (Sebastian Benz), „Bilanzrecht und Bilanzsteuerrecht 
zwischen Freiheit und Gleichheit“ (Georg Crezelius), „Die mo-
nistische AG (Florian Drinhausen, u.a.), „Recht und Verantwor-
tung in der Wirtschaft“ (Peter Hemeling), „Entrechtung durch 
Gesellschafterliste?“ (Georg Maier-Reimer), „Wissenszurech-
nung und Digitalisierung (Gerald Spindler/ Andreas Seidel), 
„Zuständigkeit der Hauptversammlung für Unternehmenszu-
sammenschlüsse am Beispiel Linde …“ (Hans-Ulrich Wilsing). 
Ein Schriftenverzeichnis von Reinhard Marsch-Barner rundet 
die Festschrift ab.
Reinhard Marsch-Barner wurde am 1.9.1943 in Waldenburg/ 
Niederschlesien geboren. Nach seiner Zweiten juristischen 
Staatsprüfung trat er 1973 in die Rechtsabteilung der Deut-
schen Bank AG in Frankfurt ein. Dort übernahm er die Zustän-
digkeiten für Gesellschafts-, Betriebsverfassungs-, Mitbestim-
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mungs- und Arbeitsrecht. Ab 1989 bis zu seiner Pensionierung 
2008 war er Leiter der Rechtsabteilung des Bereichs Gesell-
schafts- und Arbeitsrecht.
Neben seiner Tätigkeit in der Deutschen Bank engagierte sich 
Reinhard Marsch-Barner als Wissenschaftler, beispielsweise 
als Berichterstatter in der richtungsweisenden gesellschafts-
rechtlichen Abteilung des 63. Deutschen Juristentags. Er  
arbeitet auch im Handelsrechtsausschuss des Deutschen An-
waltvereins mit. Zudem nahm seine Dozententätigkeit an der 
Universität in Göttingen einen hohen Stellenwert in seinem  
Berufsleben ein. Nach seinem 65. Geburtstag war Reinhard 
Marsch-Barner zehn Jahre als Of Counsel bei Linklaters LLP. 
tätig. 

Ulrich, Jürgen und Martin Ulrich: Die Sachverständigen 
und ihr Honorar. Vom Privatauftrag zum JVEG und zu-
rück: Details und Rechtsprechung - Handbuch für die 
Praxis. - 1. Aufl. - Köln: Heymann, 2018. XIX, 756 S.  
ISBN 978-3 452 29050-2; € 89.-

Das Buch richtet sich sowohl an die privat beauftragten Gut-
achter als auch an die gerichtlich hinzugezogenen Sachver-
ständigen. 
Die Neuerscheinung stellt die Aufgaben, die rechtliche Stellung 
und die Bezahlung von Sachverständigen vor. Der erste Teil 
des Handbuches behandelt den Privatsachverständigen. Auf 
die Besonderheiten der materiell-rechtlichen und prozess-
rechtlichen Erstattung von Privatgutachterkosten wird einge-
gangen. Im zweiten Teil wird die Rolle und Funktion der Ge-
richtsgutachter erläutert und jeweils die verschiedenen 
Bestandteile und Phasen des für Gerichtsgutachten geltende 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) einge-
hend beleuchtet. 
Der abschließende dritte Teil bietet zwei Sachverständigen-
Musterrechnungen nach dem JVEG und den Gesetzestext 
des aktuellen JVEG in Auszügen.

Umwandlungsgesetz. Umwandlungssteuergesetz.  
Hrsg. von Joachim Schmitt und Robert Hörtnagl. -  
8. Aufl. - München: Beck, 2018. XL, 2234 S.  
ISBN 978-3-406-72017-8; € 199.- 

Der Kommentar aus der gelben Reihe des Beck-Verlags erläu-
tert in einem Band das Umwandlungsgesetz und Umwand-
lungssteuergesetz sowie das Spruchverfahrensgesetz und die 
umwandlungsrechtlichen Vorschriften der SE-VO aus gesell-
schafts- und steuerrechtlicher Sicht. Das Werk behandelt alle 
Rechtsformen der Personen- und Kapitalgesellschaften. Der 
Band orientiert sich dabei an den Bedürfnissen der Praxis. 
In die Neuauflage wurden sämtliche handelsrechtlichen Neu-
regelungen eingearbeitet und einschlägige sowie aktuelle 
Rechtsprechung und Literatur ausgewertet.

Kingreen, Thorsten und Ralf Poscher. Begründet von 
Bodo Pieroth, Bernhard Schlink und Michael Kniesel:  
Polizei- und Ordnungsrecht mit Versammlungsrecht. -  
10. Aufl. - München: Beck, 2018. XXX, 442 S. (Grundrisse 
des Rechts) ISBN 978-3-406-72956-0; € 25,90.

Das Studienbuch behandelt den Stoff des Pflichtfachs Polizei- 
und Ordnungsrecht in der Breite wie er für die juristischen 
Prüfungen notwendig ist. Es weist die einschlägigen landes- 
und bundesrechtlichen Vorschriften nach.
Neben den allgemeinen Grundlagen und den Generalklauseln 
werden die polizeilichen Spezialbefugnisse behandelt. Zudem 
wird das Versammlungsrecht dargestellt. Die neue Rechtspre-
chung des BVerfG und der Verwaltungsgerichte sowie die ge-
setzlichen Änderungen sind berücksichtigt.
Abschließend machen die Autoren anhand von Fallschemata 
mit den verschiedenen Varianten der Polizeirechtsklausur ver-
traut.

Trendel, Manuela: Praxisratgeber Persönliches Budget. 
Mehr Selbstbestimmung für Menschen mit Behinderung. - 
3., neu bearb. Aufl. - Regensburg: Walhalla, 2018. 123 S. 
(Wissen für die Praxis) ISBN 978-3-8029-4095-8; € 12,95. 

Statt einer traditionellen Sachleistung können Menschen mit 
einer Behinderung alternativ eine monatliche Geldleistung 
wählen, um die notwendige Unterstützung selbst zu organi-
sieren. Schon zum 1. Januar 2008 wurde das Persönliche 
Budget zu einem Rechtsanspruch.
Nach wie vor sind Persönliche Budgets in der Zuständigkeit 
von Trägern der Sozialhilfe am weitesten verbreitet. Durch das 
Bundesteilhabegesetz (BTHG) wurden die Grundlagen für ein 
leistungsfähiges Rehabilitations- und Teilhaberecht moderni-
siert, um die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung 
durch mehr Selbstbestimmung und mehr Teilhabe zu verbes-
sern.
Der Ratgeber informiert über Gestaltungsmöglichkeiten und 
fachliche Grundlagen. Fallbeispiele, Muster und weiterführen-
de Literatur runden den Band ab.

Noack, Birgit und Martina Westner: Betriebskosten  
in der Praxis. Für Vermieter und Verwalter. - 9., neu bearb. 
Aufl. - Freiburg im Breisgau: Haufe, 2018. 349 S.  
ISBN 978-3-648-11216-8; € 29,95.

Der Ratgeber informiert über die Erstellung einer ordnungs
gemäßen Abrechnung der Betriebskosten.
Nach einer allgemeinen Einführung befasst sich das zweite 
Kapitel mit den einzelnen Betriebskosten. Die Autorinnen be-
schreiben, welche Positionen umlagefähig sind und wie die 
Kosten verteilt werden. Anschließend werden die unterschied-
lichsten Aspekte thematisiert, u.a. Betriebskostenvorauszah-
lung, Verteilerschlüssel, Abrechnungsfristen und Ausschluss-
fristen, Verjährung von Ansprüchen, Heiz- und 
Warmwasserkostenabrechnung oder die Wohnflächenverord-
nung. Die Autorinnen gehen kurz ein auf die verschiedenen 
landesrechtlichen Besonderheiten hinsichtlich Rauchwarn-
meldern und Kaltwasserzählern. Abgerundet wird der Band 
mit zwei Mustern für eine Abrechnung. Das erste Muster eig-
net sich für ein Objekt mit ausschließlich Wohnungen, das 
zweite geht auf die Besonderheiten bei einem gemischt ge-
nutzten Mietobjekt (Wohnungen und Gewerbe) ein. Für jedes 
Muster findet der Leser auf der linken Seite hilfreiche Hinweise.
Die Neuauflage berücksichtigt die umfangreiche Rechtspre-
chung insbesondere des Bundesgerichtshofes, nicht zuletzt 
seine jüngste Entscheidung zur Wohnflächenverordnung.
Der Band wird durch Online-Arbeitshilfen (Formulare, Muster 
und Gesetze) ergänzt, deren Nutzung nach einer Registrie-
rung mit dem Buchcode möglich ist.
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Grashoff, Dietrich: Grundzüge des Steuerrechts. Alle 
wichtigen Steuerarten, Internationales Steuerrecht, Ver-
fahrensrecht. - 14. Aufl. - München: Beck, 2018. XVII, 243 S. 
(Beck Steuer-Praxis) ISBN 978-3-406-72239-4; € 29,80.

Das bisher unter dem Titel „Aktuelles Steuerrecht“ erschiene-
ne Werk wurde in der 14. Auflage vollständig überarbeitet. Die 
Neuauflage vermittelt in komprimierter Form die Grundlagen 
des Steuerrechts und erklärt die einzelnen Steuerarten ver-
ständlich. Anhand zahlreicher Beispiele werden komplexe Zu-
sammenhänge erläutert sowie praktische Hinweise und Ge-
staltungstipps aufgezeigt. Ein neues Kapitel widmet sich dem 
immer bedeutender werdenden internationalen Steuerrecht.

Rechtsschutzversicherung. Kommentar zu den Allgemei-
nen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung 
(ARB). Begründet von Walter Harbauer. Bearbeitet von 
Joachim Cornelius-Winkler, ... - 9., völlig neu bearb.  
Aufl. - München: Beck, 2018. XLIII, 1140 S.  
ISBN 978-3-406-68264-3; € 139.- 

Im Mittelpunkt der Kommentierung stehen die Allgemeinen 
Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung aus dem Jahr 
2010 (ARB 2010), die in der Praxis noch den meisten Bedin-
gungswerken der Rechtsschutzversicherer zugrunde liegen. 
Erläutert werden zudem die ARB 75 und die §§ 125-129 VVG. 
Die Neuauflage des Standardkommentars berücksichtigt u.a. 
die neue ARB 2012 und in einem neuen Abschnitt die Spezial-
Rechtsschutz-Bedingungen für Unternehmensleiter (USRB). 
Zahlreiche neue Entscheidungen des BGH zur Rechtsschutz-
versicherung sind eingearbeitet.
In ihren Ausführungen beschreibt das Autorenteam darüber 
hinaus abweichende Klauselformulierungen und fügt Erklä-
rungen zur Darlegungs- und Beweislast ein.

Grunsky, Wolfgang und Florian Jacoby: Zivilprozess-
recht. - 16., überarb. Aufl. - München: Vahlen, 2018.  
XXXIX, 316 S. (Academia Iuris) ISBN 978-3-8006-5790-2;  
€ 23,90.

Das Lehrbuch bietet dem Einsteiger eine kompakte Darstel-
lung des prüfungsrelevanten Zivilprozessrechts. Es verschafft 
dem Leser einen gut verständlichen Überblick über die The-
mengebiete Verfahrensgrundsätze, Zuständigkeit der Gerich-
te, die Klage und besondere Klagearten, Beteiligung Dritter 
am Rechtsstreit, die Prozessvoraussetzungen, Gang des Ver-
fahrens sowie Beweisverfahren, die Erledigung des Rechts-
streits und das Versäumnisverfahren, das Urteil und seine 
Rechtskraft, die Rechtsmittel und Internationales Zivilprozess-
recht.
Kleinere Fallbeispiele helfen, den erlernten Stoff anzuwenden.

Handbuch Migrations- und Integrationsrecht. Hrsg. von 
Harald Dörig. - 1. Aufl. - München: Beck, 2018. XIV, 935 S. 
ISBN 978-3-406-71765-9; € 169.-

Das Handbuch beschreibt praxisnah das Migrations- und In-
tegrationsrecht. Es behandelt die verschiedenen Rechtsstel-
lungen von Migranten als Inhaber eines Visums, als befristete 
und unbefristete Aufenthaltsberechtigte und als Erwerber der 
deutschen Staatsangehörigkeit. Das Recht der Spätaussied-
ler wird ebenso dargestellt wie im jeweiligen Kontext das Vor-
haben der Bundesregierung zur Schaffung neuer Regeln für 
Zuwanderung von Fachkräften und die Fortentwicklung des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems durch die EU-Kom-
mission.
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